
16      JÄNNER 2017 WWW.STRAGUE.AT

Das Jahr 2016 endete mit einer weiteren positiven und richtungsweisenden 
Entscheidung für das heimische Güterbeförderungsgewerbe.
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D ie Anwaltskanzlei Schärmer 
konnte für einen steirischen 

Transportunternehmer die hohen Scha-
densersatzansprüche letztendlich zur 
Gänze abwehren – hier die Details zur 
aktuellen Entscheidung des OGH vom 9. 
November 2016: 
Der Transportversicherer des Empfän-
gers des Frachtguts hat einen steiri-
schen Transportunternehmer vor dem 
Handelsgericht Wien auf Schadener-
satz in Höhe von rund 22.000 Euro 
geklagt. Zwischen dem Empfänger und 
dem Transportunternehmen gab es 
einen Rahmenvertrag über die Durch-
führung von internationalen Straßen-
gütertransporten. Es gab eine ständige 
Geschäftsbeziehung zur Durchführung 
von derartigen Transporten. Es han-
delte sich regelmäßig um Transporte 
von Getrieben. 
Vor dem streitgegenständlichen Trans-
port gab es bereits dreimal das Problem, 
dass transportierte Getriebe mit Ver-
nässungen beim Empfänger abgeladen 
wurden. Bei zumindest einem dieser 
Vorfälle war die Vernässung schon beim 
Aufladen der Getriebe erfolgt. Bei allen 
Transporten befanden sich die Getriebe 
in Transportgestellen, die nicht weiter 
verpackt waren. Zwischen den Parteien 
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des Transportvertrages war es niemals 
ein Thema, dass die Getriebe beson-
ders korrosionsanfällig oder besonders 
nässeempfindlich sind. Alle Transporte 
wurden unter Verwendung eines Pla-
nenaufliegers durchgeführt. Besondere 
Vereinbarungen über die Verwendung 
eines bestimmten Fahrzeugs oder 
Fahrzeugtyps für die Transporte gab es 
nicht. 
Die Empfängerin beauftragte auch 
andere Transportunternehmer mit der 
Beförderung von Getrieben. Es kam 
auch bei der Durchführung durch 
andere Transportunternehmer in Ein-
zelfällen zu Situationen, in denen 
Getriebe nach dem Transport Vernäs-
sungen oder Roststellen aufwiesen.

SCHIEBEVERDECK UND HUBDACH
Anfang Dezember 2012 beauftragte die 
Empfängerin den von uns vertretenen 
Transportunternehmer mit dem hier 
relevanten Transport von Getrieben 
nach Österreich. Der Transport erfolgte 
mit einem Sattelzug mit Schiebever-
deckplane und Hubdach. Der Lkw-Fah-
rer war beim Beladen der Ware anwe-
send. Er war aber am Beladevorgang 
selbst nicht unmittelbar beteiligt. Beim 
Beladen waren die Getriebe noch unbe-
schädigt, insbesondere befand sich auf 
ihnen kein Schnee. Die Getriebe wur-
den in Transportgestellen verladen. 
Eine zusätzliche Verpackung wiesen die 
Transportgestelle allerdings nicht auf. 
Im Verfahren hat der vom Gericht bei-
gezogene Sachverständige festgestellt, 
dass ein Schutz der Getriebe gegen 
Staub, Feuchtigkeit, Nässe oder Kontakt 
mit sonstigen Fremdkörpern durch ein-
faches Überstülpen einer Folienhaube 
oder rasches Anbringen einer Wickel-
folie ohne großen Aufwand möglich 
gewesen wäre.

KONTROLLE DER PLANE VOR ABFAHRT
Der Lkw-Fahrer kontrollierte vor dem 
Beladevorgang die Plane und stellte 
fest, dass diese einwandfrei war. Der für 
den Transport verwendete Sattelauflie-
ger befand sich in einem einwandfreien 
Zustand. Die Plane wies keine Löcher 
auf, die Dichtungslippen waren nicht 
beschädigt. Es gab auch keine Beschä-
digungen an den Führungsschienen der 
Schubverdecke. 
Die Dachführungslippen sind so konzi-
piert, dass normaler Fahrtwind ein Ein-
dringen von Schnee, Regen oder Nässe 
nicht ermöglicht. Der Sachverständige 
hat im Verfahren festgestellt, dass der 
verwendete Auflieger aus technischer 
Sicht nur dann als für den gegenständ-
lichen Transport geeignet einzustufen 
ist, wenn die Getriebe etwa durch eine 
Folienhaube oder Wickelfolie entspre-
chend verpackt sind. Beim Transport 
unverpackter Getriebe hätte aus tech-
nischer Sicht ein Kofferaufbau oder 
Container Verwendung finden müssen, 
weil ein absoluter Schutz gegen das Ein-
dringen von Staub und Feuchtigkeit mit 
einem Planenauflieger nicht garantiert 
werden kann, so der Sachverständige.

STÜRMISCHER WIND
Nach Abschluss des Beladevorgangs 
fuhr der Lkw-Fahrer von Frankreich 
über Deutschland nach Österreich. 
Zwischen dem Beladen und dem Abla-
den öffnete er die Plane nicht. Der Fah-
rer hielt während des Transports die 
gesetzlich vorgeschriebenen Ruhezei-
ten ein. Am Samstag, 8. Dezember 2012, 
stellte der Fahrer den Lkw auf einem 
Lkw-Parkplatz in Bayern ab. Während 
der an diesem Wochenende verbrach-
ten Ruhezeit auf dem Parkplatz blies so 
stürmischer Wind, dass der ganze Lkw 
gerüttelt wurde. Zusätzlich schneite es 



an diesem Wochenende. Der Lkw-Fahrer 
ließ den Lkw länger als 24 Stunden auf 
diesem Parkplatz stehen. 
Am Montag, 10. 12. 2012, traf der Lkw-
Fahrer schließlich beim Empfänger 
ein. Beim Abladevorgang zeigte sich, 
dass sich auf fünf der 20 transportier-

ten Getriebe eine Schneeauflage von 
rund zwei Zentimeter befand. Dieser 
Schnee konnte während des Abstellens 
des Lkw auf dem Parkplatz im Bayern 
in Staubform in den Laderaum einbrin-
gen, weil beim Sturm die Gummilippe 

bei den Führungsschienen im Dach-
bereich hochgeklappt wurde (dies war 
die Schlussfolgerung des beigezogenen 
Sachverständigen). 

GARAGE UNZUMUTBAR
Aus technischer Sicht war weder für den 
Frachtführer noch für den Auftraggeber 
mit dem Eindringen von Schnee in den 
Auflieger zu rechnen. Das Einstellen 
des Lkw in eine Garage wurde zu Recht 
als zu kostenintensiv und nicht praxis-
üblich eingestuft. Die transportierten 
Getriebe bestehen aus einer Vielzahl von 

präzisen und komplizierten mechani-
schen und elektrischen Bauteilen inklu-
sive Rechnereinheit. Bei den Getrieben 
gibt es zwei Anschlüsse für die Elektro-
nik, die während des Transports ledig-
lich mit gelben Staubschutzkappen ver-
schlossen sind, die aber nicht gegen ein 
Eindringen von Feuchtigkeit schützen. 
Das Schmelzen der Schneeauflage auf 
den Getrieben führte zu Korrosionsfle-
cken. Außerdem bestand die Gefahr, 
dass Schmelzwasser in den empfind-
lichen Elektronikbereich eindringen 
hätte können. In welchem Umfang 
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Niemand kann Ihnen als Geschäftsfüh-
rer, Aufsichtsrat oder Vorstand Ihre hohe 
Verantwortung abnehmen, auch dann 
nicht, wenn Sie Eigentümer oder Gesell-
schafter sind. Sie haften als Unterneh-
mensorgan unbeschränkt und in voller 
Höhe – persönlich und solidarisch – d.h. 
auch für Handlungen anderer Kollegen, 
auf Schadensersatz. Die GmbH haftet 
beschränkt, ein Geschäftsführer oder 
Vorstand unlimitiert! Dieses finanzielle 
Risiko lässt sich mit einer D & O („Direc-
tors & Officers“) Vermögensschadens-
Haftpflichtversicherung abfedern. 
Wer ist versichert? Versicherungsnehme-
rin und damit Prämienschuldnerin ist 
die GmbH selbst. Als versicherte Perso-
nen gelten alle ehemaligen, gegenwär-

tigen und zukünftigen Mitglieder der 
Geschäftsführung, des Vorstands, des 
Aufsichtsrats sowie des Bei- und Verwal-
tungsrats. Auch leitende Angestellte und 
Prokuristen mit Eigenverantwortung fal-
len unter den Versicherungsschutz. 
Die Manager-Haftpflichtversicherung  
(D & O Versicherung) bietet Versiche-
rungsschutz für die persönliche Haft-
pflicht der Unternehmensorgane wegen 
Pflichtverletzungen in Ausübung ihrer 
Organtätigkeit und zwar wegen Ansprü-
chen für Vermögensschäden des versi-
cherten Unternehmens selbst (Innenver-
hältnis; z.B. Überwachungsverschulden 
unter den Mitgesellschaftern) sowie 
von Dritten (Außenverhältnis; Lieferan-
ten, Kunden etc.). Die Versicherungs-
deckung umfasst die außergerichtliche 
und gerichtliche Abwehr ungerechtfer-
tigter Forderungen und die Bezahlung 
begründeter Forderungen. Die Versi-
cherung schützt das Privatvermögen 
der Manager vor Haftpflichtansprüchen 

aus Vermögensschäden im Rahmen der 
dienstlichen Tätigkeit. Gleichzeitig wird 
damit aber auch das Firmenvermögen 
geschützt, da durch Manager verursachte 
Vermögensschäden auch realisiert wer-
den können, wenn eine D & O-Versiche-
rung für den Ausgleich sorgt. Am heimi-
schen Versicherungsmarkt tummeln sich 
zahlreiche Anbieter für diese Produkt, 
idealerweise besprechen Sie vorab mit 
Ihrem Rechtsbeistand die Notwendigkeit 
für Ihre Absicherung und in der Folge 
können Sie sich auch gerne von uns 
über die angemessene Absi-
cherung beraten las-
sen! 

„Unser Wissen ist 
Ihre Sicherheit.”
Tel. 01 503 62 33

Wer handelt der haftet!
Von
Michael Patocka, 
Geschäftsführer 
IRM-Kotax.
m.patocka@irm-kotax.com

--- Werden 
keine Sonder

vereinbarungen ge-
troffen, ist der Einsatz 

eines Planenzuges 
üblich. --- 

AUSZUG DER OGH-RECHTSANSICHT
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dies tatsächlich der Fall war, konnte 
nicht mehr festgestellt werden. Allein 
im Hinblick auf die möglichen Aus-
wirkungen des Schmelzwassers auf die 
Getriebe, waren diese nicht mehr zur 
Fertigung geeignet. Deren Verwendung 
hätte den allgemeinen Sicherheits- und 
Qualitätsstandards widersprochen.

SPANNENDER VERFAHRENSVERLAUF 
Zunächst hat das Handelsgericht Wien 
den Transportunternehmer für schuldig 
gesprochen, die Hälfte des Schadener-
satzbetrages an den klagenden Trans-
portversicherer zu bezahlen. Das Mehr-
begehren auf Zahlung weiterer rund 
11.000 Euro wurde abgewiesen. Gegen 
dieses Urteil haben der klagende Trans-
portversicherer als auch wir (für den 
von uns vertretenen Transportunter-
nehmer) das Rechtsmittel der Berufung 
an das Oberlandesgericht Wien erhoben.
Das Oberlandesgericht Wien hat der 
Berufung des Transportversicherers 
nicht Folge gegeben. Hingegen hat das 
Oberlandesgericht Wien die Rechtsan-
sicht in unserer Berufung vollinhaltlich 
geteilt und das ursprüngliche Urteil des 
Handelsgerichts Wien dahingehend 
abgeändert, dass die Klage des Versiche-
rers zur Gänze abgewiesen wurde und 
der Versicherer weiters zum Ersatz der 
von unserem Mandanten aufgewende-
ten Prozesskosten verurteilt wurde.
Das Oberlandesgericht Wien hat auf-
grund eines Antrags des Versicherers 
letztendlich die Anrufung des OGH 
durch Revision zugelassen. Der oberste 
Gerichtshof hat die Revision des Ver-
sicherers letztendlich zurückgewiesen 
und im Wesentlichen folgende Rechts-

ansicht vertreten. Zu den Ausführun-
gen des OGH im Urteil vom 9. Novem-
ber 2016, 7 Ob 159/16g: Im Rahmen der 
konkreten Geschäftsbeziehung wurde 
keine besondere Vereinbarung über die 
Beschaffenheit des Transportfahrzeugs 
getroffen. Wenn derartige Sonderver-
einbarungen nicht getroffen wurden, 
ist der Einsatz eines Planenzuges üblich 
(7 Ob 159/16g; 7 Ob 102/13w). 

VERPACKUNG: ABSENDER-SORGE
Ein Planenfahrzeug ist allerdings 
nicht (hermetisch) dicht. Auch bei 
einem unbeschädigten Planenfahrzeug 
ist kein absoluter Schutz gegen Ein-
dringen von Staub und Feuchtigkeit 
gewährleistet. Im vorliegenden Fall 
wäre daher eine besondere Verpackung 
mit einer Folienhaube oder Wickelfolie 
notwendig gewesen. Für die ausrei-
chende Verpackung muss der Absender 
Sorge tragen. 
Die Untergerichte und letztlich auch 
der OGH haben demnach die Verpa-
ckungsbedürftigkeit des Frachtguts 
bejaht. Im vorliegenden Fall hat sich 
unzweifelhaft die mit der fehlenden 
Verpackung einhergehende Gefahr 
auch verwirklicht. Im Zuge des Trans-
ports drang Schnee und Feuchtigkeit 
in den Laderaum ein und beschädigte 
dadurch das Frachtgut. Die Haftung 
des Transportunternehmers war daher 
gemäß Art. 17 Abs. 4 lit. b CMR aus-
geschlossen. Der Schadensersatzan-
spruch konnte daher zur Gänze abge-
wehrt werden. Der klagende Versicherer 
musste auch die gesamten Prozesskos-
ten bezahlen, die schlussendlich ein 
beträchtliches Ausmaß erreichten. 

   JAHRESRÜCKBLICK  

▶  Das Jahr 2016 war ein sehr erfolgreiches 
Jahr für die (von unserer Kanzlei vertre-
tenen) Transportunternehmer.

▶  Wir konnten mehrere richtungswei-
senden Entscheidungen für die Transport-
wirtschaft „erstreiten“ (siehe die letzten 
Ausgaben STRAGÜ).

▶  Die Ergebnisse der Verfahren zeigen, 
dass es durchaus Sinn macht, sich in 
bestimmten Fallkonstellationen auf einen 
Rechtstreit einzulassen.

▶  Die in den letzten Ausgaben dargestellten 
Urteile zeigen auch, dass damit die Position 
des Transportunternehmers in der Logistik-
kette zunehmend gestärkt wird.

▶  Da die Entscheidung über die Einlassung 
in einen Prozess immer auch mit einer Risi-
kobeurteilung verbunden ist, ist es ratsam 
sicherzustellen, dass eine ausreichende 
Versicherungsdeckung vorliegt (Verkehrs-
haftungsversicherung, Rechtschutzversi-
cherung).

▶  Nur mit starken Partnern im Hintergrund 
(spezialisierten Anwaltskanzleien, 
spezialisierten Versicherungsmaklern und 
ausreichenden Versicherungsdeckungen) 
ist es möglich, derartige Prozesse bis in die 
letzte Instanz durchzuziehen.

▶  Die dargestellte Entscheidung ist brand-
aktuell und bereits im Rechtsinformations-
systems RIS unter der OGH-Geschäftszahl 
7 Ob 159/16g abrufbar. Für STRAGÜ-
Abonnenten stellen wir diese Entscheidung 
gern auch per E-Mail zur Verfügung.

NIEDERÖSTERREICH U.a. 26 Kandida-
ten, die die Befähigungsprüfungen für 
das Güterbeförderungsgewerbe in NÖ 
erfolgreich abgelegt haben, wurden 
im Rahmen eines feierlichen Festakts 
im WIFI St. Pölten durch WKNÖ-
Vizepräsident Christian Moser (3.v.r.), 
Spartenobmann Franz Penner sowie 
FGO-Stv. Karl Gruber (von links) geehrt. 
Die Ehrendiplome gingen an: Andreas 
Bauer, Maximilian Beran, Romana 

Christ, Sebastian Dönz, Sophie Dorn, 
Klaus Hametner, Lukas Hampl, Hannes 
Happenhofer, Mark Hirtl, Lydia Hof-
mann, Eva Kovanda, Martin Maierho-
fer, Martin Mannsbart, Lukas Mülleder, 
Waltraud Müllner-Hofmarcher, Borislav 
Pavlovic, Anita Pürrer, Miroslav Rajic, 
Werner Schmit, Sebastian Schöny, Gerd 
Singer, Mario Überreiter, Stefan Weich-
selbaum, Christian Weidinger, Andrea 
Weinhappl und Peter Zetka.  

Neue Konzessionäre
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